
Antrag zur Rückerstattung der im Ausland gezahlten

Umsatzsteuer  nicht vergessen! – Ausschlussfrist nähert sich

Autor: Tamás László 

tamas.laszlo@wtsklient.hu

Die Rückerstattung der im Ausland

gezahlten Umsatzsteuer (Vorsteuer-

vergütungsverfahren), deren letzte

Antragsfrist bezüglich der im Jahr

2016 entstandenen und im Ausland

berechneten Umsatzsteuer am 30.

September 2017 endet, ist ein oft in

Vergessenheit geratenes Thema.

Der Fachbegriff für diese Frist lautet

Ausschlussfrist und bedeutet prak-

tisch, dass nach diesem Datum kein

Erstattungsantrag mehr gestellt wer-

den kann und somit auch keine Vor-

steuervergütung mehr möglich ist.

Worum geht es hierbei eigentlich genau?

Die Rückerstattung der im Ausland gezahlten Umsatzsteuer bedeutet, um das Wesentliche auf den Punkt

zu bringen, dass bei den in EU-Ländern (und in weitere 3 Ländern, doch darüber schreiben wir noch

später) in Rechnung gestellten, länderspezifischen Umsatzsteuerbeträgen der Eingangsrechnungen

keine Vergütung oder kein Abzug in der ungarischen, monatlich oder vierteljährlich eingereichten

Umsatzsteuererklärung geltend gemacht werden kann. Die im Ausland in Rechnung gestellten

Umsatzsteuerbeträge stellen jedoch keine verlorenen Kosten dar, da ihre Vergütung beantragt wer-

den kann, wenn der Erwerb der im Ausland gekauften Produkte oder die beanspruchten Leistungen mit

der Geschäftstätigkeit der Gesellschaft zusammenhängt.

Welche Rechnungen können in Frage kommen?

In der Regel erhalten Gesellschaften in Ungarn für die im Ausland erworbenen Produkte oder für die in

Anspruch genommenen Leistungen eines ausländischen Unternehmens eine Rechnung ohne Umsatz-

steuer. Im Falle von im Ausland erworbenen Produkten oder einigen speziellen Dienstleistungen

(z.B. Unterkunft, Mahlzeiten) wird jedoch die ausländische Umsatzsteuer in Rechnung gestellt. Diese

kann z.B. oft bei Entsendungen ins Ausland vorkommen, wenn der vom Ausland zurückkehrende Kol-

lege eine Hotelrechnung inkl. der ausländischen Mehrwertsteuer mitbringt. Die im Ausland in Rechnung
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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

dank der Globalisierung und der Ar-

beitnehmerfreizügigkeit innerhalb der

Europäischen Union nimmt auch die

Zahl der in Ungarn ansässigen Unter-

nehmen, die ausländische Mitarbeiter

beschäftigen, kontinuierlich zu.

In mehreren früheren Newslettern 

von uns, in unserer Expat News und 

in zahlreichen Artikeln befassten wir

uns bereits mit den Fragen im Hinblick 

auf die Beschäftigung von Ausländer.

Wir haben über das Thema Vorträge

gehalten, eine  neue, 90-seitige inter-

nationale Publikation von WTS zu

diesem Thema vorgestellt und über die

in Ungarn beschäftigten deutschen Mit-

arbeiter mit dem Titel Infoletter auch

eine eigene Broschüre herausgegeben.

Es ist jetzt an der Zeit, dass sich auch

die neuesten Episoden unserer viertel-

jährlich erscheinenden Videoserie der

Beschäftigung von ausländischen Mitar-

beitern in Ungarn widmet. Im ersten

Beitrag dieser Serie stelle ich die stra-

tegischen Aspekte zu diesem Thema vor.

Sie können sich das Video gerne unter

diesem Link anschauen. wtsklient.hu/de/

2017/09/06/arbeit-im-ausland-strategie/

Bitte klicken Sie auf „Einstellungen” in

der rechten unteren Ecke des Videos und

schalten Sie den deutschen Untertitel ein!

Ich hoffe, Ihnen und Ihrem Unterneh-

men mit unserer neuen Serie behilf-

lich sein zu können, damit nach dem

Sommerurlaub der Herbst mit neuem

Schwung begonnen werden kann. 

Tamás Dely

Business Development Director CEE
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RÜCKERSTATTUNG DER IM AUSLAND
GEZAHLTEN UMSATZSTEUER

Frist:
30. September 

EU: NAV

Liechtenstein, Schweiz, Norwegen: 
Steuerbehörde des jeweiligen Staates

für mindestens eine 
3-monatige Zeitperiode

Formular ELEKAFA



gestellte Mehrwertsteuer zählt im Leben einer Gesellschaft im Normalfall zu den Bagatellbeträgen, aber bei oft vorkommenden Entsendungen

ins Ausland können viele kleinere Beträge zusammen einen ganz ordentlichen ausländischen Vorsteuervergütungsbetrag ergeben. 

Die im Ausland in Rechnung gestellte Umsatzsteuer kann aber auch bei Transaktionen mit größeren Beträgen vorkommen (z.B. die

berechnete Umsatzsteuer für ausländische Werkzeugkosten bei Unternehmen aus der Autoindustrie). In solchen Fällen können die Gesell-

schaften auch größere Summen verlieren, wenn sie nicht fristgerecht reagieren.

Hierbei sollten auch die Handelsvertretungen von ausländischen Gesellschaften in Ungarn erwähnt werden, die ohne eine ungarische

Wirtschaftstätigkeit nicht unter das ungarische Umsatzsteuergesetz fallen (sie reichen auch keine Umsatzsteuererklärung in Ungarn ein),

aber durch die Wirtschaftstätigkeit des von ihnen vertretenen ausländischen Unternehmens steht ihnen die Vorsteuervergütung zu. In ihrem

Fall sind die ausländischen Gesellschaften im Rahmen des  Vorsteuervergütungsverfahrens berechtigt, die der Handelsvertretung belastete

ungarische Umsatzsteuer geltend zu machen.

Der Verfahrensablauf

Glücklicherweise muss die Vergütung für die in den einzelnen Staaten in Rechnung gestellten Steuern nicht in jedem Staat getrennt be-

antragt werden. Der Antrag muss der NAV auf dem sogenannten Formular ELEKAFA vorgelegt werden, aber für jedes Land auf einem sepa-

raten Blatt. Die NAV leitet den Finanzämtern der jeweiligen Staaten die einzelnen Anträge weiter und diese entscheiden dann über die

Vorsteuervergütung. Die Rechnungen müssen dem Antrag nicht immer beigefügt werden, aber auf dem Formular muss der Inhalt der

in Rechnung gestellten Posten angegeben werden. Falls die Rechnungen oder andere Informationen während des Verfahrens benötigt wer-

den, verlangt die ausländische Steuerbehörde diese unmittelbar vom Antragsteller. Das Ausfüllen des Formulars sollte mit großer Sorgfalt

erfolgen, da man sich bei dem zu vergütenden Vorsteuerbetrag wegen der unterschiedlichen Währungen leicht verschreiben kann.

Wie ich bereits im Vorfeld erwähnte, ist die Ausschlussfrist der Antragstellung der 30. September des Folgejahres. Diese Frist muss aber nicht

abgewartet werden, die Antragstellung kann auch früher erfolgen, der Antrag muss jedoch mindestens eine 3-monatige Zeitperiode abdecken.

Nützliche Informationen im Hinblick auf das Verfahren

Die ungarische Gesellschaft ist an der Vergütung der im Ausland in Rechnung gestellten Umsatzsteuer höchstens in der Höhe berechtigt, in

deren Umfang sie in dem bestimmten Staat auch den inländischen Steuerzahlern zusteht. Das bedeutet, dass die Abzugsfähigkeit der

Vorsteuer eines Postens nicht nach dem ungarischen Umsatzsteuergesetz beurteilt werden kann, sondern von den Regelungen des be-

stimmten Staates bestimmt wird. In Ungarn unterliegt z.B. die beim Benzinkauf berechnete Mehrwertsteuer dem Abzugsverbot (d.h. sie kann

auch dann nicht abgezogen werden, wenn auf einer Geschäftsreise getankt wird). Jedoch ist es keineswegs sicher, dass diese Regelung auch

für den anderen EU-Staat gilt.

Die Rückerstattung der im Ausland gezahlten Umsatzsteuer kann für die angefallene Mehrwertsteuer in jedem einzelnen EU-Mitgliedstaat

beantragt werden. Eine Möglichkeit zur Rückerstattung der berechneten Steuer besteht auch in den sogenannten, anerkannten Dritt-

ländern. Diese Länder sind Liechtenstein, die Schweiz und Norwegen. Wichtig ist hierbei, dass bei den anerkannten Drittländern der

Erstattungsantrag nicht bei der NAV, sondern in dem gegebenen Land gestellt werden muss.

Unser Unternehmen ist Ihnen bei der Antragstellung zur Rückerstattung der im Ausland gezahlten Umsatzsteuer und in den darauffolgenden

Verfahren (sowohl bei inländischen als auch bei ausländischen Erstattungsanträgen) gerne behilflich. Wir stellen Ihnen weitere Informationen

hinsichtlich der Teilregelungen auch gern zur Verfügung.

Neues Gesetz über die Abgabenordnung und die Steuerverwaltungsordnung – 

neue Regelungen hinsichtlich der Steuerprüfungen zu erwarten

Autor: Tamás Felsmann

tamas.felsmann@wtsklient.hu

Wie wir in unserem früheren Artikel bereits berichteten, wird das Gesetz über die Abgabenordnung in Ungarn mit zwei neuen Gesetzen

erneuert. Die Berufsverbände bzw. alle Betroffenen in Ungarn konnten die Entwürfe des Gesetzes über die Steuerverwaltungsordnung und

des weiterhin gleichlautenden, aber inhaltlich neu gestalteten Gesetzes über die Abgabenordnung bis zum 18. August 2017 prüfen und

beurteilen, daher kann hierbei von einem endgültigen Gesetzestext noch keine Rede sein. Den Entwürfen zufolge würden jedoch bei den

Prüfungen und dem Verfahren der ungarischen Steuerbehörde mehrere Teilregelungen geändert werden.
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Was wird in der Steuerverwaltungsordnung und im neuen Gesetz

über die Abgabenordnung geregelt?

Das derzeit gültige  Gesetz Nr. XCII von 2003 über die Abgabenordnung

stützt sich trotz seines beachtlichen Umfangs als gesetzlichen Ausgangs-

punkt auf das Gesetz Nr. CXL von 2004 über die allgemeinen Vor-

schriften für das Verfahren und die Leistungen der Verwaltungs-

behörden (Ket.) (Beide auf Ungarisch erreichbar). Die in vielen Fällen

parallel bestehenden, sich hinsichtlich der Teilregelungen aber

dennoch unterscheidenden Regelungen haben die Rechtsanwender

oft in ernsthafte Bedrängnis gebracht. Solche Themen, wie z.B. das in

der Steuerverwaltung anzuwendende Rechtsmittelverfahren, das im

Gesetz über die Abgabenordnung vollumfänglich geregelt ist (und bei

dem sich deshalb auch gar nicht erst die Frage zur Anwendung von „Ket.“

stellt) sind nur aus fachlichen Erläuterungen bekannt, die von Nicht-

Fachleuten in Ungarn nur selten in die Hand genommen werden. Auch

zur besseren Verständlichkeit war es erforderlich, dass diese Zweiheit

endet und eine einheitliche Gesetzesregelung über das Steuerverfahren

sui generis ins Leben gerufen wird. Laut der offiziellen Mitteilung des

ungarischen Wirtschaftministeriums (NGM) (erreichbar in ungarischer

Sprache) wird die Steuerverwaltungsordnung die allgemeinen Ver-

fahrensregelungen beinhalten, während das Gesetz über die Abgaben-

ordnung die speziellen Teilregelungen enthalten soll.

Fristen bei Steuerprüfungen könnten sich ändern

Obwohl auch durch die gegenwärtigen Fristen in dem Gesetz über die Abgabenordnung die Prüfungsabläufe in der Regel in einem vernünftigen

Rahmen halten, könnten sich trotzdem aufgrund der vielen Fristverlängerungen und der fristgemäß nicht zu berücksichtigenden Verfahrens-

handlungen die Prüfungen sogar auf mehrere Jahre unsinnig in die Länge ziehen, was im gegebenen Fall auch die Zuweisung verrechneter

Umsatzsteuern behindern konnte. Der Entwurf bestimmt deswegen auch absolute Fristen, bei deren Ablauf die Prüfungen beendet

werden müssen. Die Steuerprüfung von Gesellschaften z.B. darf die 365 Tage und die Prüfung von als zuverlässig bewerteten Unternehmen

die 180 Tage nicht überschreiten. Die Frist für die Nachprüfung der Steuererklärung (im Entwurf „Steuerprüfung” genannt) würde im

Regelfall weiterhin 90 Tage bleiben, aber die Frist für die ergänzende Prüfung, die aufgrund der Einwendung des Steuerzahlers in Ungarn

erfolgt, würde nach Zustellung des Protokolls über die Feststellungen von 15 auf 30 Tage erhöht werden. Im Zusammenhang mit der

Einwendung des Steuerzahlers sollte erwähnt werden, dass bei einer Steuerprüfung die Frist dafür von 15 auf 30 Tage mit dieser Klausel

erhöht würde, dass diese Frist eine Ausschlussfrist ist. Hierbei stellt sich die Frage, wie die NAV eine solche Anordnung in der Praxis anwen-

den könnte, auch unter Berücksichtigung, dass der Steuerzahler während des ganzen Verfahrens berechtigt ist, eine Erklärung abzugeben. 

Fortsetzung auf Seite 4
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„Jede ausländische Gesellschaft kann

einen Fiskalvertreter bestellen, aber eine

Verpflichtung dazu besteht nur für Nicht-

EU-Unternehmen.”  

Béla Kovács, WTS Klient Ungarn

Senior Manager

Quelle: inforadio.hu

Hören Sie sich bitte das an!

"Die ungarischen Gesellschaften, die als Fiskalvertreter von ausländ-
ischen Unternehmen tätig sind, müssen strenge Bedingungen er-
füllen", betont Béla Kovács, Senior Manager von WTS Klient Ungarn,
der sich am 7. September im InfoRadio über das Tätigkeitsfeld und
die Vertretung von umsatzsteuerregistrierten Gesellschaften äußert.
Der Experte fügte hinzu, dass der Fiskalvertreter darüber hinaus
eine gesamtschuldnerische Haftung habe und die NAV daher die
Steuerschuld des ausländischen Unternehmens auch ihm gegen-
über geltend machen könne. 

Hören Sie sich unter diesem Link das Gespräch an!
Das Gespräch ist nur auf Ungarisch erreichbar.

Die erwarteten Auswirkungen
vom neuen Gesetz über die
Abgabenordnung und dem
Steuerverwaltungsverfahren
auf die Prüfungen der NAV:

⇒ Weniger Verzögerungen bei den 
Prüfungen, strengere Fristen

⇒ Peremptorische Einwendungsfrist

⇒ Nur unter strengen Bedingungen kann
bei Berufung auf neue Tatsachen
und Umstände verwiesen werden

⇒ Staatsanwalt-Aufgebot und Auftreten



Dienstleistungen der WTS Klient Ungarn: Angebot mit einem Klick: Anmelden für unseren Newsletter:

» Steuerberatung

» Financial advisory

» Rechtsberatung

» Buchhaltung

» Lohnverrechnung

Diese WTS-Information stellt keine Beratung dar und verfolgt ausschließlich den Zweck, ausgewählte Themen allgemein darzustellen.

Die hierin enthaltenen Ausführungen und Darstellungen erheben daher weder einen Anspruch auf Vollständigkeit noch sind sie
geeignet, eine Beratung im Einzelfall zu ersetzen. Für die Richtigkeit der Inhalte wird keine Gewähr übernommen.

Im Falle von Fragen zu den hierin aufgegriffenen oder anderen fachlichen Themen wenden Sie sich bitte an Ihren WTS Ansprech-
partner oder an einen der unten genannten Kontakte.
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Der Teufel steckt im Detail

Der Entwurf der Steuerverfahrensordnung beinhaltet zahlreiche Verordnungen und Rechtseinrichtungen nach dem Vorbild des „Ket”.

Ein Beispiel dafür ist die Verhandlung, die erforderlich ist, wenn eine gemeinsame Anhörung der an dem Verfahren beteiligten Personen 

(z.B. Zeugen) gerechtfertigt ist, um die Tatsachen zu klären. Der Steuerpflichtige, der Gegenstand des Verfahrens ist, muss über die Verhandlung

informiert werden und er hat die Möglichkeit, einen Beweisantrag zu stellen und der unter Anhörung stehenden Person Fragen zu stellen.

Auch der Themenkreis, der sich in Ungarn mit Zeugen befasst, wird an die Steuerverwaltungsordnung übertragen. Hierbei ist interessant zu

erwähnen, dass den Plänen zufolge die zurzeit gemäß § 48 des Gesetzes über die Abgabenordnung bestehende Aufforderung zur Erklärungs-

abgabe parallel erhalten bleibt. Die Zeugenaussage und die Erklärungsabgabepflicht gemäß §48 des Gesetzes über die Abgabenordnung

dient im Wesentlichen demselben Zweck, nämlich außer von den betroffenen Klienten/Steuerzahlern auch von anderen Personen relevante

Erfahrungskenntnisse über Tatsachen und Umstände aus Perspektive des Falles zu erhalten. Der Verpflichtete zur Erklärungsabgabe kann

nach § 48 des Gesetzes über die Abgabenordnung nur eine Organisation oder Privatperson sein, die mit dem zu prüfenden Steuerpflichtigen

im vertraglichen Kontakt steht oder früher in Kontakt gestanden hat. Ein weiterer wichtiger Unterschied gegenüber der Zeugenanhörung ist,

dass der Steuerpflichtige über diese Erklärungsabgabe nicht unterrichtet werden muss. So erfährt der Steuerzahler das Gesagte grundsätzlich

nur mittels Protokoll. Erwähnenswert ist hierbei, dass den Plänen zufolge im Zusammenhang mit der Einleitung der Prüfung die Möglichkeit

der vorherigen Benachrichtigung wieder bestehen würde bzw. die Anzahl der bei Namen genannten Inspektionsarten reduziert wird 

(z. B. die Prüfung zum Zweck der Datensammlung nicht explizit beim Namen genannt wird).

Änderungen des Rechtsmittelverfahrens

Es ist auf jeden Fall beruhigend, dass die grundsätzlichen Rechtsmittel (Einspruch, Aufsichtsverfahren, Gerichtsverfahren oder Verwaltungs-

prozess) weiterhin bestehen bleiben. Vermutlich soll der Teil der geplanten Verordnung, der die Berufung auf neue Tatsachen und Umstände

vor der zweiten Instanz beschränkt, die Verzögerung des Verfahrens verhindern. Der Gesetzesentwurf in Ungarn über die Steuerverwaltungs-

ordnung beinhaltet darüber hinaus solche Rechtsinstitutionen im Zusammenhang mit Rechtsmitteln und Beschlussüberprüfungen, wie das

Aufgebot und Auftreten der Staatsanwaltschaft bzw. die Nichtigkeit. Die Rechtsmittel, die die Abänderung oder die Nichtigkeitserklärung von

den grundsätzlich von Amts wegen und im gegebenen Fall während des Verfahrens getroffenen Entscheidungen ergeben, können nur in

einem sehr engen Kreis durchgesetzt werden. Sollten jedoch alle Stricke reißen, lohnt es sich, diese Möglichkeiten in Betracht zu ziehen und

z.B. dem Staatsanwalt ein Signal geben, wenn seitens der Steuerbehörde in Ungarn eine Rechtsverletzung bemerkt wird.


